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1976 -05- 0 7 
zu 29'11.1 

Herrn Präsidenten d~sNationalrates 

Wie n I 

zur Zahl 297/J-NR/1976 

Die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum 
Nationalrat Dr. Hauser und Genosseh vorn 6.4~1976, Zahl 
297/J-NR/1976, betreffend "Unregelmäßigkeiten bei der 
Staatsanwaltschaft Wien", beantworte ich wie folgt: 

Frage 1: 

Die Staatsanwaltschaft Wien nahm auf die akteri~ 

mäßige Reihenfolge der Geschäftsstücke im Akt 24 d Vr 
7326/75 ~es Landesgerichtes für Strafsachen Wien keinen Ein~ 
fluß. Die Aktenbildung, welche in der Regel auf der Zeitfolge 
des Einlangens der einzelnen Ge~chäftsstUcke aufzubauen hat, 

ist Angelegeriheit des zuständigen Gerichtes (§§ 375, 507 Geo.). 
Die Eintragungen im. Tagebuch der Staatsanwaltschaft 

Wien (1 St 40.394/75) beginnen, dem chronologischen V~r~ 

fahrensablauf entsprechend, unter OZ 1 mit der Anzeige der 
ÖVP, welche am 19.9.1975 gegen 20.00 Uhr von Rechtsanwalt 
Dr. Michael Graff dem Journalstaatsanwalt überreicht worden 

. ist. Diese Anzeige wurde noch am 19.9.1975 v6n der Staatsan­
waltschaft Wien mit Vorerhebungsanträgen dem Strafbezirksge­
richt Wien weitergeleitet~ 
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Am 22.9.1975 übermittelte die Staatsanwaltschaft 

Wien anläßlich einer AntragsteIlung auf Vorerhebungen gegen 

unbekannte Täter wegen §§ 297 und 264 StGB dem Landesgericht 

für Strafsachen tolJien einen Antrags- und Verfügungsbogen 

(vom Gericht als ON 1 journalisiert), einen Bericht d~r ?ress~­

pOlizei (vom Gericht als ON 2 journalisiert), eine Anzeige 

des Hudelf Edlinger und des Albrecht Kenecny (vom Gericht als 

ON 3 journalisiert), eine Fotokopie der Anzeige der ÖVP (vom 

Gericht als ON 4 journalisiert), eine Anzeige der SPÖ (vom 

Gericht als ON 5 journalisiert) and eine vom Notariatssub­

stituten Dr. Günther Traxler vorgenommene Beurlümdung (vom Ge­
richt als ON 6 j ournalisiert).' Die bezeichneten Geschäftsstük­
ke des Aktes 24 d Vr 7326/75 des Landesgerichtes Wien wurden 

dem zustäncligen Journalrichter vorgelegt, welcher zur Gewinnung 
eines besseren Überblicks eine Aktenübersicht und einen Akten­

deckel anlegte sowie die zitierten Ordnungsnummern setzte. Er 

ließ sich bei Setzung der Ordnungsnummern ausschließlich von 

der zufälligen Reihenfolge leiten, in der ihm die Geschäfts­
stücke vorlagen. 

Das Original der Anzeige der ÖVPwar Grundlage von 

Vörerhebungsschritten des Strafbezirksgerichtes Wien. Dieses 

Geschäftsstück wurde unter Anschluß eines Erhebungsberichtes 

der Bundespolizeidirektion Wien am 7.10.1975 von der Anklage­
behörde dem Landesgericht rür Strafsachen Wien zur Einbeziehung 

gemäß § 56 StPO in das Verfahren 24 d Vr 7326/75 übermittelt 

und nach dem Zeitpunkt seines Einlangens unter ON 15 (Seiten 
187 f) journalisiert. 

Frage.2: 

Die Anzeige der ÖVP enthält keinen Eingangsvermerk 
der Staatsanwaltschaft Wien, weil sie dem Journalstaatsanwalt 

.außerhalb der Dienststunden überreicht worden ist und dieser über 

" -
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keine Stampiglie für den Eingangsvermerk verfügt. Die 'l'at­

sache"de~ Uberreichung dieser Anzeige wurde - wie dies in 

solchen Fällen liblieh ist - vom Journalstaatsanwalt in den 
Akten der Staatsanwaltschaft Wien dureh einen Anitsvermerk 
aktenkundig gemacht. 

Fr"age 3: -"""----- " 

Der Original-Notariatsakt wurdeanläßlich der be­
reits zur Frage 1 dargestellten Setzung VOrl Ordnungsnummern 
durch den'Journalrichter versehentlich als selbständiges Ge­

schäftsstUck und nicht als Beilage zur Anzeige derÖVP be-
'handelt. 

Frage 4: 

Die in der Druckerei Pospisil bei der Hausdurch-
suchung am 20.9.1975 vorgefundenen drei Plakate befinden sich 

deshalb nicht im Gerichtsakt"weil sie von der Bundespolizei­
direktion Wien demLand~sgericht für St~afsachen Wien nicht 

übermittelt worden sind. Sie befinden sich derzeit im Akt 
I-146/GPP/75 der Bundespolizei~irektion Wien. 

Im übrigen wird auf die Beantwo~tungder Frage 15 
hingewiesen. 

Frage 5: 

Die Anzeigen der SPÖ und des Rudolf Edlinger sowie 

des AlbrechtKonecny wurdem am 20.9.1975 dem Journalstaatsa.n­
walt uberreicht. Sie ·w'eisen keinen Eingangsvermerk der Staats­
anwaltschaft" Wien auf, weil der Journalstaatsanwalt über keine 
Stampiglie für den Eingangsvermerk verfügt. Das Einlagen dieser 

beiden Anzeigen wurde vom Journalstaatsanwalt in den Akten 
der Staatsam:laltschaft Wien durch einen Amtsvermerk festgehalten. 
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Prage 6: 

Die Sta~tsanwaltschaft Wien legte keinen ger~cht­

lichen Strafakt an. Die Aktenbildung erfolgte - wie bereits 

zur Frage 1 dargestellt - durch den Journalrichter. Der 

zitierte Aktenvermerk wurde von der Leiteri~ der Geschäfts­

abteilung auf Weisung des zuständigen Untersuchungsl>ichter's 

angebracht. Der Untersuchungsrichter wollte durch diese Vor~ 

gangsweise zum Ausdruck bringen, daß zur Vermeidung von 

späteren Unklarheiten die (bereits vom Journalrichter) vor­

genorrnllEme Journalisierung trotz ihrer teilvleisen Unrichtig­

keit nicht geändert werden sollte. 

Prage 7: 

Die Staatsanwaltschaft Wien nahm auf die akten­

mäßige Behandlung der Seiten 5 bis 25 des Gerichtsaktes keiner­

lei Einfluß. 

Am 24.9.1975 langte beim Landesgericht für Straf­

sachen Wien ein Erhebungsbericht der Bundespolizeidirektion 

Wien ein, dem der gesamte Gerichtsakt angeschlossen v-Tar. In 

der Geschäftsabteilung wurde dieser Bericht als DN 8journalisiert 

und mit den Seitenzahlen 65 bis 127 versehen. Dabei übersah die 

mit der Bearbeitung befaßte Bedienstete, daß der zusammenge­

heftete Erhebungsbericht der Bundespolizeirtirektion Wien auch 

die ursprünglich·vom Journalrichter als ON 2 (Seiten 5 bis 25) 

journalisierten Vorgänge enthielt und versah diese mit den 

Seitenzahlen 107 bis 127. Der Untersuchungsrichter trug spät~r 

diesem Versehen durch Beifügung eines entsprechenden Einweises 

in der Aktenübersicht bei ON 2 Rechnung . 

. Frage 8: 

Weder die zur Anlegung von gerichtlichen Strafakten 

überhaupt nich.t zuständige Staat sanvval t schaft Wien noch das mit 
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der Aktenbildung befaßt gewesene Landesgericht für Strafsachen 
Wien haben bezweckt, einen unrichtigen Eindruck über die Zei t­
folge des Einlangens der verschiedenen Strafanzeigen hervorzu~ 
rufen. 

Die Zuschrift der Bundespolizeidirektion Wien vom 
6.10.1975 (ON 15 des Aktes) trägt nicht den Eingangsvermerk 
der Staatsanwaltschaft .Wien vom 5.10.1975; sondern, wie sich 
bei genauer Betrachtung dieses Eingangsvermerkes ergibt, vom 

6.10.1975. Die in der Zeitschrift "profil" vom 6.4.1976 ver­
öffentlichte Kopie des Ein~angsvermerkes enthält in der ent­
scheidenden Datumsziffer eine Abweichung vom Original. Der 
bei genauer Prüfung des Stempelabdruckes erkennbare Umstand, 

daß das Ei~gangsdatum der ~.10.1~75 ist, wird durch die Tat­
sache erhärtet, daß der Bedienstete der Staatsanwaltschaft Wien, 

von welchem der Vermerk unterschrieben wurde, am 5.10.1975 

keinen Dienst versehen hat. 

Fragen 10,11 und 12: 

Die sofortige Approbation des mit 17.11.1975 da­
tiert gewesenen Erledigungsentwurfes des Referenten unterblieb, 
weil der Leiter der Staatsanwaltschaft Wien vorher über die 
beabsichtigte Er~~digung dieser Strafsache gemäß § 42 StaGeo. 

. . 

der Oberstaatsanwaltschaft \vien berichtete. Die Oberstaa.tsan-
. . 

waltschaft beri~htete ihrer~eits über diese Strafsache am 
7.1.1976 dem Bundesministerium für Justiz. Den jeweiligen sChrift-. 
lichen Berichten ~ar der Akt 24 d Vr7326/75 des Landesgerichtes 
für Strafsachen Wiem angeschlossen. Nach erfolgter Kenntnisnahme 

des Erledigungsvorhabens der Staatsanwaltschaft Wien durch Er-
laß des Bundesministeriums für Justiz vom 9.2.1976 und durch 
Erlaß der Oberstaatsanvlalt schaft t.-lien vom 25.2.1976 approbierte 

der Leiter der Staatsanwaltschaft Wien am 27.2.1976 den 
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Erledigungsentwurf. Er stelltehiebei das vorbereitete -

der zeitlichen Gegebenheit nicht mehr entsprechende - Datum 

durch Anführung des tatsächlichen Erledigungstages richtig, 

unterließ j~doch versehentlich eine Korrektur der Jahreszahl. 

In der gegenEtändlichen Strafsache wurden keine 

Weisungen des Bundesministeriums für Justiz eingeholt oder er­
teilt. 

Frage 13: 

Die, Erklärung des öffentlichen Anklägers, er finde 

zur weiteren Verfolgung einer Person keinen Grund (§ 90 StPO), 

hat sich nach den strafprozessualen Bestimmungen nur auf einen 

bestimmten Sachverhalt zu beziehen. Der Staatsanwalt ist 

weder verpflichtet, bei Abgabe von Einstellungserklärungen 

überhaupt strafgesetz liehe Bestimmungen zu zitieren, noch muß 

er sämtliche in Betracht kommend~nSubsumtionsmöglichkeiten an­

·führen. In dem zum Gegenstand dieser Anfrage gemachten Fall 

wurde durch die Erklärung des öffentlichen Anklägers der Sach­

verhalt, welcher zu keinen weiteren Verfolgungsanträgen An­

laß gab, deutlich bezeichnet, sodaß eine gesonderte Anführung 

des § 264 StGB nicht notwendig war. 

Frage 14: 

Der Tatbestand des § 264 StGB wurde schon deshalb 

als nicht verwirklicht angesehen, weil der Inhalt der Plakate 

zu einem Zeitpunkt bekannt geworden ist, in welchem eine 

Gegenäußerung noch\'Tirksam verbreitet werden konnte. 

Frage 15: 

Die Staatsanwaltschaft vlien hat nach Vorlage der 

drei Plakate beim Strafbezirksgericht Wien die Einleitung eines 

Strafverfahrens wegen des Verdachtes der Presseordnungsdelikte 
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nach §§ 15 Abs. 1, 16 Abs. 3, 17 PresseG veranlaßt(3 U 699/75 

des Strafbezirksgerichtes Wien). Dieses Verfahren wurde auf 

Gruhd eines im Sinne des § 90 Abs. 2 StPO ergangenen Gerichts­

beschlusses, welcher das Vorliegen der Voraussetzungen des 

§ 42 StGB feststellte, eingestellt. 

Abschließend ist festzuhalten, daß der Vorwurf 

von "Unregelmäßigkeiten bei der Staatsanwaltschaft Wien" jeder 

Grundlage entbehrt! 

6. Mai 1976 

',-'. 

245/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 7 von 7

www.parlament.gv.at




